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zu vorstehendem Gesetz 4

X. § 32 StGB erhält folgende Fassung:

„§ 32
Pflichten und Rechte der Betriebe, staatlichen Organe, 
Genossenschaften, gesellschaftlichen Organisationen 

und der Kollektive der Werktätigen

(1) Wird eine Verurteilung auf Bewährung ausgesprochen, 
so sind die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe und 
Einrichtungen, die Vorstände der Genossenschaften und 
die Leitungen der gesellschaftlichen Organisationen, in 
deren Bereich der Verurteilte arbeitet und lebt, verpflich­
tet, die erzieherische Einwirkung auf den Verurteilten zu 
gewährleisten und in ihrem Verantwortungsbereich die 
Erfüllung der dem Verurteilten auferlegten Pflichten zu 
kontrollieren. Sie haben zu sichern, daß der Verurteilte 
in einem geeigneten Kollektiv arbeitet und dieses bei der 
Erziehung zu unterstützen. Bei Verletzung der rmt der 
Verurteilung auferlegten Pflichten können die Kollektive 
beim Leiter Maßnahmen gemäß Absatz 2 Ziffer 1 bean­
tragen oder beim Gericht Anträge gemäß Absatz 2 Ziffer 2 
stellen.

(2) Bei Verletzung der mit der Verurteilung auf Bewäh­
rung auferlegten Pflichten aus § 33 Absätze 3 und 4 Zif­
fern 1, 2 und 6 haben die Leiter der Betriebe, der staat­
lichen Organe und Einrichtungen oder die Vorstände der 
Genossenschaften das Recht,

1. Maßnahmen der disziplinarischen Verantwortlichkeit 
— außer fristlose Entlassung — anzuwenden, wenn 
diese nach den gesetzlichen Bestimmungen zulässig 
sind;

2. gerichtliche Maßnahmen nach § 35 Absatz 5 oder den 
Vollzug der angedrohten Freiheitsstrafe zu beantragen. 
Der Antrag soll mit dem Kollektiv, dem der Verurteilte 
angehört, oder dem zuständigen gesellschaftlichen Ge­
richt oder dem Schöffenkollektiv beraten werden.“

2. § 33 Absätze 3 ff. StGB erhalten folgende Fassung:

§33

Verurteilung auf Bewährung

„(3) Bei Straftaten, die materielle Schäden verursacht 
haben, ist der Verurteilte zu verpflichten, den angerichte­
ten Schaden durch Schadensersatzleistung oder, mit Ein­
verständnis des Geschädigten, durch eigene Arbeit wieder­
gutzumachen. Das Gericht kann hierfür Fristen fest­
setzen.
(4) Um die Wirksamkeit der Strafe zu gewährleisten, kann 
der Verurteilte für die Dauer der Bewährungszeit ver­
pflichtet werden,
1. durch Bewährung am Arbeitsplatz zu zeigen, daß er 

richtige Lehren aus seiner Tat und seiner Verurteilung 
gezogen hat (§ 34);

-2. sein Arbeitseinkommen und andere Einkünfte für Auf­
wendungen der Familie, Unterhaltsverpflichtungen so­
wie für weitere materielle Verpflichtungen zu ver­
wenden;

3. bestimmte Örtlichkeiten nicht zu besuchen;
4. unbezahlte gemeinnützige Arbeit in der Freizeit bis zur 

Dauer von zehn Arbeitstagen zu verrichten;
5. sich einer fachärztlichen Behandlung zu unterziehen, 

wenn dies zur Verhütung weiterer Rechtsverletzungen 
notwendig ist;

6. in bestimmten Abständen dem Gericht, dem Leiter 
oder dem Kollektiv über die .Erfüllung der ihm aufer­
legten Pflichten zu berichten (§ 32).“

(5) Wie bisher Abs. 4.

3. § 35 StGB erhält folgende Fassung:

„§ 35
Abschluß oder Widerruf der Bewährungszeit

(1) Läuft die Bewährungszeit ab, ohne daß die Voraus­
setzungen für den Widerruf eingetreten sind, darf die 
angedrohte Freiheitsstrafe nicht mehr vollzogen werden.

(2) Macht der Verurteilte während der Bewährungszeit 
besonders anerkennenswerte Fortschritte in seiner gesell­
schaftlichen und persönlichen Entwicklung und erfüllt er 
die ihm für die Bewährungszeit auferlegten Pflichten vor­
bildlich, kann das Gericht auf Antrag des für die erziehe­
rische Einwirkung verantwortlichen Leiters (§ 32), eines 
Kollektivs, dem der Verurteilte angehört, oder eines Bür­
gen nach Ablauf von mindestens einem Jahr den Rest der 
Bewährungszeit durch Beschluß erlassen. Absatz 1 gilt 
entsprechend.

(3) Die angedrohte Freiheitsstrafe ist zu vollziehen, wenn 
der Verurteilte während der Bewährungszeit eine vorsätz­
liche Straftat begeht, für die eine Strafe mit Freiheits­
entzug ausgesprochen wird.

(4) Die angedrohte Freiheitsstrafe kann vollzogen werden, 
wenn der Verurteilte während der Bewährungszeit

1. wegen einer fahrlässigen Straftat oder zu einer Geld­
strafe verurteilt wird;

2. sich einer im Urteil gemäß §33 Absätze 3 und 4 sowie 
§34 auferlegten Verpflichtung zur Bewährung und 
Wiedergutmachung entzieht;

3. durch undiszipliniertes Verhalten gegenüber seinen ge­
sellschaftlichen Verpflichtungen zum Ausdruck bringt, 
daß er keine Lehren aus der 'Verurteilung gezogen 
hat;

4. einer Aufenthaltsbeschränkung oder einem Tätigkeits­
verbot zuwiderhandelt oder sich seiner Verpflichtung 
zur Zahlung einer Geldstrafe entzieht;

5. einer nach § 33 Absatz 4 Ziffer 5 ausgesprochenen Ver­
pflichtung zur fachärztlichen Behandlung nicht nach­
kommt.

(5) Das Gericht beschließt über den Vollzug der Frei­
heitsstrafe. Ist der Widerruf der Bewährungszeit nicht 
erforderlich, kann das Gericht dem Verurteilten eine Ver­
warnung erteilen und ihn nachdrücklich darauf hinweisen, 
daß im Wiederholungsfälle der Vollzug der Freiheitsstrafe 
angeordnet wird. Zusätzlich kann es den Verurteilten ver­
pflichten, unbezahlte gemeinnützige Arbeit in der Freizeit 
bis zur Dauer von sechs Arbeitstagen zu verrichten.

(6) Erfolgt die Anordnung des Vollzuges wegen einer Zu­
widerhandlung gegen eine Aufenthaltsbeschränkung oder 
ein Tätigkeitsverbot, ist § 238 nicht anzuwenden.“

4. § 44 StGB erhält folgende Fassung:

„§ 44

Strafverschärfung bei Rückfallstraftaten

(1) Wer wegen vorsätzlicher Vergehen bereits zweimal mit 
Freiheitsstrafe oder Arbeitserziehung oder wegen eines 
Verbrechens bestraft ist, wird, v/enn er erneut eine vor­
sätzliche Straftat begeht, mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu fünf Jahren bestraft, soweit für diese Tat 
auch Freiheitsstrafe angedroht ist und das verletzte Ge­
setz keine höheren Strafen vorsieht.

(2) Wer bereits wegen Verbrechens gegen die Persönlich­
keit, Jugend und Familie, das sozialistische, persönliche 
oder private Eigentum, die Volkswirtschaft, die allgemeine


